Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1525 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(19. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Er- 
gänzung des Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen 
des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 

— Drucksache V/1458 — 


A. Bericht des Abgeordneten Müller (Remscheid) *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/1458 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Berlin, den 8. März 1967 


Der Ausschuß für Arbeit 

Müller (Remscheid) 

Vorsitzender und Berichterstatter 


*) folgt als zu Drucksache V/1525 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/1525 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes über 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten 
und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen 
und Stahl erzeugenden Industrie 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

§ 16 des Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes 
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen 
des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden 
Industrie vom 7. August 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 707), zuletzt geändert durch das Einführungsgesetz 
zum Aktiengesetz vom 6. September 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1185) erhält folgende Fassung: 

„§ 16 

§§ 5 bis 13 sind auf das herrschende Unterneh- 
men erst anzuwenden, wenn in fünf aufeinander- 
folgenden Geschäftsjahren die Voraussetzungen 
des § 3 vorliegen. §§ 5 bis 13 sind nicht mehr an- 
zuwenden, wenn in fünf aufeinanderfolgenden 
Geschäftsjahren die Voraussetzungen des § 3 nicht 
mehr vorliegen." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Die Ersetzung von zwei aufeinanderfolgen- 
den Geschäftsjahren durch fünf aufeinanderfolgende 
Geschäftsjahre nach Artikel 1 dieses Gesetzes gilt 
erstmals für das am 31. Dezember 1966 endende 
oder laufende Geschäftsjahr. 
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